
Kassel, 18. November 2021

Liebe Genossinnen und Genossen, 
liebe Leserinnen und Leser,
die Corona-Pandemie ist noch lange nicht überstanden. Deshalb haben wir in dieser 
Woche Änderungen am Infektionsschutzgesetz (IfSG) beschlossen. Wir sorgen da-
mit auch nach Auslaufen der sog. „Feststellung der epidemischen Notlage nationaler 
Tragweite“ am 25. November weiterhin für verlässliche Regelungen für Bund und 
Länder: Wir führen bundesweit eine 3G-Regelung am Arbeitsplatz sowie im ÖPNV 
und Fernverkehr ein und kehren dort, wo es betrieblich auch möglich ist, zurück zum 
Homeoffice. Denn die Arbeit im Homeoffice sowie Test-, Impf- oder Genesungsnach-
weise am Arbeitsplatz helfen, die vierte Welle zu brechen.

Wir wollen das Schutzniveau, das wir bereits jetzt haben, aufrechterhalten und dort, 
wo das sinnvoll und notwendig ist, erhöhen. Daher geben wir den Parlamenten der 
Länder verlässliche, rechtssichere Instrumente an die Hand, um regional vor Ort die 
notwendigen Entscheidungen treffen zu können. Dazu gehören Abstandsgebote, 
Maskenpflicht, die Anwendung von Hygienekonzepten, Kontaktbeschränkungen für 
Ungeimpfte im privaten und öffentlichen Raum sowie 2G/3G/3GPlus/2GPlus-Rege-
lungen. Auch können die Kapazitäten in Freizeit- und Kultureinrichtungen sowie bei Veranstaltungen beschränkt werden. Da 
jedoch mehr als zwei Drittel der Bürger:innen in Deutschland geimpft sind, sind einschränkende Maßnahmen wie bundeswei-
te Ausgangsperren und die flächendeckende Schließung von Hotels, Restaurants, Sportstätten, Schulen oder Geschäften nicht 
mehr verhältnismäßig. 

Der sicherste Weg aus der Krise bleibt weiterhin der Schutz gegen das Virus durch die Impfung. Für die vielen Geimpften stehen 
jetzt Auffrischungsimpfungen, sog. Booster-Impfungen, an. Es ist gut, dass viele Menschen hierzu bereit sind. Allerdings gibt es 
zu viele Menschen, die sich nicht oder noch nicht impfen lassen. Deshalb werden wir weiterhin alles dafür tun, mehr Menschen 
zu erreichen und von einer Impfung zu überzeugen. Auch die Debatte über eine Impfpflicht für Mitarbeitende in besonderen 
Einrichtungen wie Krankenhäusern oder Pflegeeinrichtungen werden wir mit der nötigen Ernsthaftigkeit diskutieren und vor-
anbringen. Wichtig in der Corona-Politik ist und bleibt, dass Bund und Länder auch künftig an einem Strang ziehen und sich 
eng abstimmen. 

Eine Tragödie spielt sich im belarussischen Grenzgebiet zu Polen und den baltischen Staaten ab. Dort harren noch immer hun-
derte Menschen bei niedrigen Temperaturen und ohne ausreichend Bekleidung und Lebensmittel aus – darunter viele Kinder. 
Den Menschen muss schnellstmöglich geholfen werden. Deutschland und seine europäischen Partner setzen sich deshalb 
dafür ein, internationalen Hilfsorganisationen den Zugang zu den Menschen zu gewähren. Verantwortlich für die Situation 
vor Ort ist der belarussische Präsident Alexander Lukaschenko, der die Migrant:innen mit falschen Versprechungen ins Land 
gelockt, anschließend an die Grenze verfrachtet hat und ihnen nun den Rückweg gewaltsam versperrt. Sein Ziel ist, die EU dazu 
zu bringen, die wegen der anhaltenden schweren Menschenrechtsverletzungen erlassenen Sanktionen wieder aufzuheben. 
Die EU lässt sich aber nicht erpressen. Im Gegenteil: Am Montag sind die EU-Außenminister:innen zusammengekommen und 
haben die Sanktionen gegen das belarussische Regime verschärft. Dies betrifft weltweit Personen und Unternehmen, die sich 
an der gezielten Schleusung von Migrant:innen beteiligen. Damit senden wir auch eine Botschaft an die Herkunftsstaaten und 
die Fluggesellschaften, die die Migrant:innen nach Belarus bringen.

Ein Wort noch zu den Koalitionsverhandlungen. Die Gespräche verlaufen in vertrauensvoller und guter, konstruktiver Zusam-
menarbeit. Wir sind zuversichtlich, dass in der kommenden Woche der Koalitionsvertrag vorliegt und wir Olaf Scholz in der 
Nikolauswoche zum Kanzler wählen. In den kommenden Wochen wird es dazu weitere Informationsangebote der Partei geben.

Euer

Timon Gremmels 
 Humboldtstraße 8A | 34117 Kassel 
 buero@timon-gremmels.de
 timon-gremmels.de

 
 Telefon 0561 700 10 52
 TimonGremmels
 @gremmels

 Timon Gremmels
Mitglied des Deutschen Bundestages

Informationen aus der  
Hauptstadt und dem Wahlkreis Kassel



Neuregelungen im Infektionsschutzgesetz

Wir brechen gemeinsam die vierte Welle
Die Pandemie ist noch nicht vorbei. Deshalb haben wir in dieser Woche das Infekti-
onsschutzgesetz angepasst und viele wichtige Corona-Regelungen und -Hilfen ver-
längert. Damit wir die erneut stark steigenden Infektionszahlen wirkungsvoll in den 
Griff bekommen. Wir werden noch eine Weile mit bestimmten Maßnahmen wie 
der Maskenpflicht und Abstandsregeln leben müssen. Mit der Gesetzesänderung 
federn wir auch wirtschaftliche Auswirkungen ab und sorgen durch weitere pan-
demiebedingte Sonderregelungen für mehr Planungssicherheit und wirtschaftliche 
Hilfen, damit wir alle sicher und gesund durch diesen Winter kommen.

Mit der Feststellung der epidemischen Lage im März 2020 hat der Bundestag im 
Infektionsschutzgesetz weitreichende Befugnisse für das Gesundheitsministerium 
geschaffen. Damit wurden zum Teil auch schwerwiegende Grundrechtseingriffe er-
möglicht, wie Ausgangsbeschränkungen oder flächendeckende Lockdowns. Mit un-
seren Gesetzesanpassungen sorgen wir nun für Klarheit und schaffen verfassungsrechtlich problematische Sonderrechte 
ab. Die Neufassung soll zunächst befristet bis zum 19. März 2022 sein. Per Bundestagsbeschluss können diese Regelun-
gen bei Fortbestehen der pandemischen Lage um drei Monate verlängert werden. Mehr als zwei Drittel der Bürger:innen 
sind vollständig geimpft. Grundrechts eingriffe wie Ausgangssperren oder die flächendeckende Schließung von Betrieben 
und Schulen sind angesichts der hohen Zahl geimpfter Personen nicht mehr gerechtfertigt. Gleichzeitig ist die Pandemie 
noch nicht vorbei. Im Gegenteil: Die 7-Tage-Inzidenz liegt deutschlandweit über 300. Immer mehr Krankenhäuser und 
Intensivstationen gelangen an ihre Kapazitätsgrenze. 

Die Bundesländer erhalten konkrete Handlungsoptionen, um die Pandemie effektiv und rechtssicher, und gleichzeitig 
grundrechtsschonend einzudämmen. Dazu gehören Abstandsgebote, Maskenpflicht, die Anwendung von Hygienekon-
zepten, Kontaktbeschränkungen für Ungeimpfte im privaten und öffentlichen Raum sowie 2G/3G/3GPlus/2GPlus-Re-
gelungen und kapazitäre Beschränkungen insbesondere in Freizeit- und Kultureinrichtungen sowie bei Veranstaltungen. 
Auch die Erteilung von Auflagen beispielsweise für Schulen, Hochschulen und Bildungseinrichtungen ist möglich. Zudem 
können die Länder die Kontaktdatenverarbeitung anordnen. Da sich die Lage in einigen Bundesländern bereits dramatisch 
zuspitzt, sieht das Gesetz zudem eine Länderöffnungsklausel vor. Sofern das jeweilige Landesparlament mehrheitlich zu-
stimmt, können die Bundesländer weitergehende Maßnahmen beschließen. Darunter fallen beispielsweise die Absage 
von Veranstaltungen oder die vorübergehende Schließung von Freizeiteinrichtungen wie Diskotheken. Eingriffsintensive 
Maßnahmen wie Ausgangssperren, die flächendeckende Schließung von Hotels, Restaurants, Sportstätten, Schulen und 
Geschäften sowie das Verbot religiöser Zusammenkünfte sind dagegen nicht mehr möglich. 

Wir haben die kostenlosen Tests wieder eingeführt. Regelmäßiges Testen hilft, Infektionsketten zu durchbrechen – ob bei 
Geimpften oder Ungeimpften. Bundesweit führen wir am Arbeitsplatz und im öffentlichen Nahverkehr die 3G-Regelung 
ein. Arbeitgeber dürfen Mitarbeitenden nur mit 3-G-Nachweis den Zutritt zur Arbeitsstätte gestatten. Das muss täglich 
überwacht werden. Außerdem sollen die Arbeitnehmer:innen dort, wo es geht, wieder so oft wie möglich im Homeof-
fice arbeiten. Individuelle Schutzmaßnahmen zur Gefahrenabwehr, wie beispielsweise Schließungen bei einem schweren 
Ausbruchsgeschehen in einer Pflegeeinrichtung, Schule oder einem Betrieb, können zudem weiterhin durch die Gesund-
heitsämter angeordnet werden. Es geht auch darum, das Personal in den Krankenhäusern nicht zu überlasten. Die Pflege-
kräfte und Ärzt:innen stehen an ihrer Belastungsgrenze. Bei der Einhaltung der Maßnahmen werden Eigenverantwortung, 
aber auch regelmäßige Kontrollen wichtig sein.

Ganz besonders wichtig ist uns, dass wir weiterhin alle diejenigen unterstützen, die besonders auf Unterstützung ange-
wiesen sind. Wir sorgen deshalb auch weiterhin für eine finanzielle Unterstützung für alle, die besonders hart von der 
Pandemie getroffen sind. Dazu gehören vor allem Familien mit Kindern. Deshalb verlängern wir das Kinderkrankengeld. 
Auch ein vereinfachter Zugang zur Grundsicherung bleibt für Menschen in wirtschaftlichen Notlagen bestehen. Der Pfle-
ge-Schutzschirm für Pflegebedürftige und Angehörige wird ebenfalls verlängert. Auch für Künstler:innen wird es weiter-
hin Ausnahmeregelungen bei der Berechnung des Beitrags zur Künstlersozialversicherung geben. Künstler:innen können 
bis zu 1.300 Euro monatlich aus selbstständiger, nicht-künstlerischer Arbeit hinzuverdienen, ohne dass dies Auswirkun-
gen auf ihren Versicherungsschutz hat, umso wegen pandemiebedingt weggebrochener Einnahmen jenseits ihres künst-
lerischen Schaffens Einnahmen zu erzielen. 

Mediziner:innen und Heilmittelerbringer sowie Krankenhäuser erhalten zusätzliche Kostenerstattungen. Zusätzlich wird 
der Bundeszuschuss für die Gesetzlichen Krankenversicherungen (GKV) um 7 Mrd. auf dann 28,5 Mrd. Euro erhöht, um die 
Beiträge für Versicherte und Betriebe auch in diesen Zeiten stabil zu halten.
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Booster-Impfungen müssen Fahrt  aufnehmen

Schließung der Impfzentren war ein vermeidbarer Fehler
Die hessische Landesregierung hat die Entwicklung der Corona-Pandemie 
und des Bedarfs für Erst-, Zweit- und Auffrischungsimpfungen vollkom-
men falsch eingeschätzt. Gemeinsam mit meinen SPD-Abgeordnetenkol-
leginnen und -kollegen Esther Dilcher, Esther Kalveram, Manuela Strube 
und Oliver Ulloth haben wir in dieser Woche noch einmal auf die Kurz-
sichtigkeit der hessischen Landesregierung bei der Corona-Bekämpfung 
hingewiesen.

Wir hatten schon Mitte Juni darauf hingewiesen, dass die Schließung der 
Impfzentren zu Problemen führen würde, wir wurden aber nicht ernst ge-
nommen. Jetzt beweisen Schlangen vor dem Impfzentrum in Calden, dass 
unsere Befürchtungen berechtigt waren. Der hessische Sozialminister Kai 
Klose (Bündnis 90/Grüne) muss sich nun auch mangelnde Weitsicht vor-
werfen lassen. Mit seiner voreiligen Entscheidung für die Schließung der 
hessischen Impfzentren hat er ein fatales Signal an tausende Menschen 
gesendet, die Ende September –aus welchen Gründen auch immer- noch 
nicht geimpft waren. Die schwarzgrüne Landesregierung glaubte offen-
sichtlich, den weiteren Verlauf der Impfkampagne zuverlässig vorhersagen zu können. Dabei haben alle im Laufe 
der Corona-Pandemie doch erkennen müssen, wie viele Unwägbarkeiten es auf dem Weg zu einem umfassenden 
Impfschutz der Bevölkerung gibt. 

Die Hausärzte haben jetzt im Herbst mit den Grippeimpfungen alle Hände voll zu tun, damit können sie den 
weiterhin bestehenden Bedarf für CoVid-Impfungen nicht abdecken. Wir sind froh darüber, dass es in unserer 
Region ein funktionierendes Impfzentrum gibt. Die kontinuierliche Ausweitung der Öffnungszeiten und der große 
Andrang beweisen, dass es richtig war, das Impfzentrum in Calden nicht zu schließen und so für die Menschen in 
Stadt und Landkreis Kassel eine Anlaufstelle zu erhalten.

Regelmäßig kommentiere ich das politische Geschehen bei Twitter. 
Ab und an gibt es auch ein paar besonders interessante Tweets, die 
ich Euch an dieser Stelle nicht vorenthalten möchte. 

Highlights aus meinen Social-Media-Kanälen


Diesen und weitere Tweets findet Ihr unter:
https://twitter.com/Timon_Gremmels/

Tweet der Woche
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Unterwegs im Wahlkreis

Bildergalerie

Gedenkveranstaltung im Bundestag am 
Volkstrauertag.

Unterschriftenaktion „Gelbes Band“ des deutschen Bundeswehrverband (DBwV) als „Gruß“ an mehr als 2.500 
Soldatinnen und Soldaten im Einsatz, die das Weihnachtsfest nicht im Kreise ihrer Familie feiern können.

Interview in der HNA am 13. November 20213 Samstag, 13. November 2021KASSEL

„Wir sind auf dem 1,5-Grad-Pfad“
INTERVIEW SPD-Politiker Timon Gremmels war auf der Weltklimakonferenz

Vertreter solcher Inselstaaten
mit Tränen in den Augen die
Notwendigkeit des Handelns
deutlich gemacht haben.

Was nützen die getroffe-
nen Ziele, wenn es keine
Sanktionen gibt, falls die
nicht erreicht werden?

Das Abkommen von Paris ist
ein völkerrechtlicher Ver-
trag, der eingehalten werden
muss. Und natürlich muss je-
der Staat seine Klimapolitik
überprüfbar machen. Ab-
sichtserklärungen wie der
Abholzungsstopp müssen
nun mit Leben gefüllt wer-
den. Und Deutschland muss
wieder Vorreiter beim Aus-
bau erneuerbarer Energien
und beim Klimaschutz wer-
den. Darum ist es gut, dass es
nächstes Jahr bei der Weltkli-
makonferenz im ägyptischen
Scharm el-Scheich überprüft
wird. Werden die Ziele nicht
erreicht, gibt es deutlich
mehr Druck.

Länder wie die USA und
Frankreich preisen die
Atomkraft als klimafreund-
liche Energie. Warum hal-
ten Sie davon nichts?

Weil Atomkraft die teuerste
Form der Energiegewinnung
ist. Sie ist nur durch Steuer-
subventionen künstlich
preiswert gehalten worden.
Der Block C des britischen
AKWs Hinkley Point etwa
wird 2026 erst zehn Jahre
später als geplant einge-
weiht. Die Kosten dort sind
um zehn Milliarden Euro ex-
plodiert. Es gibt nicht einen
Versicherungskonzern, der

vor Schäden absichert. Wir
haben die nicht geklärte End-
lagerfrage. Uran, das nicht
klimafreundlich gefördert
werden kann, muss impor-
tiert werden. Wir können die
Herausforderungen vonüber-
morgen nicht mit einer Tech-
nologie von vorgestern lösen.

Haben Sie Ihre Flugreise
nach Glasgow eigentlich
kompensiert, um Ihren CO2-
Verbrauch auszugleichen?

Selbstverständlich. Das ha-
ben wir in der letzten Wahl-
periode durchgesetzt: Alle
Flüge von Bundestagsabge-
ordneten werden kompen-
siert. Das ist das Mindeste,
das man tun kann, wenn
man es zeitlich nicht schafft,
mit der Bahn nach Schott-
land zu reisen.

Umweltministerium ist ein
Teil dieser Delegation. Im Ple-
narraum sind alle Staaten
vertreten. Dort haben etwa
Angela Merkel und Joe Biden
geredet. Einen halben Tag
durfte ich dort Deutschland
repräsentieren. Die deutsche
Delegation umfasste auch
drei Bundestagsabgeordne-
ten. Jede Fraktion durfte ein
Mitglied entsenden. Neben
der SPD haben jedoch nur
Grüne und Union davon Ge-
brauch gemacht. Bei der Bun-
destagsdebatte zu Glasgow
am Donnerstag hat ein Red-
ner der AfD sogar bestritten,
dass Inselstaaten untergehen
werden. Das finde ich beson-
ders zynisch, wenn einem die

sisch-Polynesien gesprochen
Ein Teil der 100 Inseln ist
akut vomUntergang bedroht.
Und ich habe mit Vertretern
der indigenen Bevölkerung
aus Brasilien geredet, die von
der Abholzung durch Präsi-
dent Bolsonaro betroffen
sind. Wenn man deren Be-
richte aus erster Hand hört,
wird die Dramatik noch viel
deutlicher, als wennman nur
abstrakte wissenschaftliche
Reports liest. Das erhöht den
Handlungsdruck.

Wie wird eigentlich ent-
schieden, wer für Deutsch-
land teilnimmt?

Für Deutschland verhandelt
die Europäische Union. Das

te auf dem Weg, das Ziel von
Paris zu erreichen, also eine
maximale Erderwärmung
von 1,5 Grad im Vergleich
zum vorindustriellen Zeital-
ter. Vor Glasgow waren wir
bei einer Erderwärmung von
2,7 Grad. Wenn nun alles,
was in Glasgow beschlossen
wurde, auch umgesetzt wird,
sind wir unter 2 Grad. Wir
sind noch nicht beim Paris-
Ziel angekommen, aber wir
sind auf dem 1,5-Grad-Pfad.

Noch nie waren bei einer
Weltklimakonferenz so
viele Delegierte. Wie wich-
tig ist der Austausch?

Absolut wichtig. Ich habemit
einer Kollegin aus Franzö-

VON MATTHIAS LOHR

Kassel/Glasgow – Drei Tage
war der Kasseler SPD-Bundes-
tagsabgeordnete Timon
Gremmels diese Woche auf
der Weltklimakonferenz der
Vereinten Nationen in Glas-
gow. Wir sprachen mit dem
45-Jährigen über seine Bilanz
und seine Erfahrungen dort.

Sie waren bereits vor drei
Jahren in Katowice dabei.
Diesmal wurde erwartet,
dass es wie in Paris 2015
eine historische Weltkli-
makonferenz gibt. Wie
fällt Ihre Bilanz aus?

Wir sind einen großen
Schritt vorangekommen,
aber noch nicht am Ziel. Da-
für sind 190 Länder auch zu
verschieden. Indien zum Bei-
spiel war bislang kein Vorrei-
ter beim Klimaschutz. Das
Land hat Kohle en masse im
Boden und 270 Kohlekraft-
werke. Dort macht man sich
jetzt auch auf den Weg und
will bis 2070 klimaneutral
sein – das ist zwar langsamer
als andere Länder, aber In-
dien bewegt sich. Es ist gut,
dass es jetzt einige konkrete
Vereinbarungen gibt.

Welche denn?
Es gibt zumBeispiel die Redu-
zierung des klimaschädli-
chenMethangases um30 Pro-
zent bis 2030 und den Ent-
waldungsstopp. Ein wichti-
ges Signal ist zudem die Ver-
einbarung von China und
den USA, die gemeinsam den
Klimaschutz stärken wollen.
Das alles sindwichtige Schrit-

Auf dem Weltklimagipfel in Glasgow: Dort redete Timon Gremmels (SPD) auch mit Teil-
nehmern aus Französisch-Polynesien, deren Inseln gerade untergehen. FOTO: PRIVAT/NH

Protest für gerechte Bezahlung
Grundschullehrer fordern auf dem Opernplatz A13

in der Besoldung und der An-
zahl der Pflichtstunden nicht
honoriert, so Christiane
Stock vomVorsitzendenteam
der GEW-Bezirksfachgruppe
Grundschulen.
Die Besoldung nach A12

bedeutet ein finanzielles Mi-
nus von monatlich 350 bis
500 Euro gegenüber A13, das
alle anderen Lehrämter ver-
dienten. Auf ein 40-jähriges
Arbeitsleben bezogen, ergebe
sich bei einer Vollzeitkraft im
Vergleich mit anderen Schul-
formen ein Defizit von
250 000 Euro brutto und ei-
ner Mehrarbeit von 1040 Un-
terrichtsstunden.
Durch die Verweigerung

von A13 werde die qualifi-
zierte Arbeit der Grundschul-
lehrkräfte „vom Kultusminis-
terium herabgewürdigt“, so
die GEW-Sprecherinnen. All
das habe auch zur Folge, dass
immer weniger junge Men-
schen Grundschullehrkräfte
werden wollen. Der Mangel
führe dazu, dass inzwischen
immer mehr Unterrichts-
stunden von ungenügend
oder gar nicht qualifizierten
Personen erteilt werden. chr

Bundesländer habe diesen
Aspekt nicht in den Koaliti-
onsvertrag aufgenommen.
„Diese Politik muss ein Ende
haben“, so Groh.
Die unterschiedliche Be-

zahlung der Lehrämter sei
nicht länger hinzunehmen.
Vor allem vor dem Hinter-
grund, dass die Anforderun-
gen in den Grundschulen
(über 91 Prozent Lehrkräfte
an hessischen Grundschulen
sind Frauen) in den vergange-
nen Jahren weiter gestiegen
seien und Grundschullehr-
kräfte die höchste Pflicht-
stundenzahl erteilen müss-
ten.

Die Belastung der Grund-
schullehrkräfte äußere sich
in zahlreichen Überlastungs-
anzeigen, auf die seitens der
Landesregierung keine Reak-
tion erfolge. Grundschullehr-
kräfte legten aber mit ihrer
Arbeit die Grundlagen für
den weiteren Schulerfolg der
Kinder. Das werde allerdings

Kassel – Sie protestieren jedes
Jahr zur gleichen Zeit, um auf
die „lange überfällige, ge-
rechte Bezahlung“ der
Grundschullehrkräfte nach
A13 aufmerksam zumachen.
Vergleicht man die Besol-
dung von Lehrkräften, dann
ist der 13. November der ers-
te unbezahlte Arbeitstag für
Grundschullehrkräfte. Den
Rest des Jahres arbeiten sie
im Vergleich zu A13 unent-
geltlich.
Deshalb hat die GEW-Be-

zirksfachgruppe Grundschu-
len Nordhessen auch für den
heutigen Samstag von 11.30
Uhr bis 12.30 Uhr auf dem
Opernplatz zu einer Demons-
tration von Grundschullehr-
kräften sowie Kollegen und
Kolleginnen anderer Schul-
formen eingeladen.
„Neun Bundesländer ha-

ben sich bisher auf den Weg
gemacht, die Grundschul-
lehrkräfte angemessen zu be-
zahlen, weitere werden fol-
gen“, so Katja Groh vom Vor-
sitzendenteam der Bezirks-
fachgruppe Grundschulen
der GEW Nordhessen. Nur
Hessen als eines der reichsten

Viele Lehrer
sind überlastet

ZUR PERSON

2017 war er Mitglied des hessischen Landtags,
ehe er sich 2017 bei der Bundestagswahl als
Kasseler Direktkandidat durchsetzte. Im Sep-
tember holte er erneut seinen Wahlkreis. In
Berlin hat sich Gremmels einen Namen als Ex-
perte für Erneuerbare Energien gemacht. En-
de Oktober wurde er zum hessischen Landes-
gruppenchef seiner Fraktion gewählt.
Privates: Gremmels lebt in Niestetal-Sanders-
hausen. mal

Timon Gremmels
Geboren: am 4. Januar 1976 in Marburg
Ausbildung: Abitur an der Herderschule, Stu-
dium der Politik- und Rechtswissenschaften
sowie der Friedens- und Konfliktforschung in
Marburg
Politische Karriere: Gremmels trat 1992 als 16-
Jähriger in die SPD ein und arbeitete nach sei-
nem Studium als Mitarbeiter bei der Europa-
abgeordneten Barbara Weiler. Von 2009 bis
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Mit
Terminvereinbarung
sind wir persönlich

für Sie da.
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